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A. Problem 

Das Instrument der Nahrungsmittelhilfe soll stärker als bis-
her an entwicklungspolitischen Zielsetzungen ausgerichtet 
werden. 

B. Lösung 

Der Deutsche Bundestag bekräftigt seine einschlägigen Be-
schlüsse vom 6. Juni 1984, 29. März 1985 und 23. Januar 1986, 
begrüßt das Bemühen der Kommission, die Nahrungsmittel-
hilfe entwicklungspolitisch sinnvoller zu gestalten, und for-
dert die Bundesregierung auf, einer neuen Verordnung über 
die Nahrungsmittelpolitik nur zuzustimmen, wenn sie eine 
Regelung enthält, daß die für Nahrungsmittelhilfen erforderli-
chen Nahrungsmittel grundsätzlich in Entwicklungsländern 
und nur ausnahmsweise auf dem Markt der Gemeinschaft 
beschafft werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Beibehaltung der geltenden Regelung 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag erinnert an seine Beschlüsse vom 6. Juni 1984, 
29. März 1985 und 23. Januar 1986 zur Nahrungsmittelhilfepolitik der Europäi-
schen Gemeinschaft. 

2. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß in dem Vorschlag der Kommission für 
eine Verordnung des Rates über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -verwal-
tung (Rats-Dok.-Nr. 8705/86) — Anlage — Ansätze vorhanden sind, die Nah-
rungsmittelhilfe entwicklungspolitisch sinnvoller zu gestalten. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung erneut auf, dafür einzu-
treten, daß die im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe erforderlichen Nahrungs-
mittel entgegen der zur Zeit bestehenden Regelung grundsätzlich in Entwick-
lungsländern und nur ausnahmsweise auf dem Markt der Gemeinschaft be-
schafft werden. 

4. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einer neuen Ver-
ordnung des Rates über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -verwaltung nur 
dann zuzustimmen, wenn die in Punkt 3 geforderte Neuregelung darin enthal-
ten ist. 

Bonn, den 22. Oktober 1986 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Holtz 

Vorsitzender 

Brück 	Dr. Pohlmeier 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -verwaltung 
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Nahrungsmittelhilfe verfolgt humanitäre 
Zwecke und bildet einen der wesentlichen Teile der 
Gemeinschaftspolitik für die Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern. 

Es erscheint angezeigt, die Nahrungsmittelhilfe zu 
einem echten Instrument der Gemeinschaftspolitik 
für die Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän-
dern zu machen, das es insbesondere der Gemein-
schaft ermöglicht, sich in mehrjährigen Entwick-
lungsvorhaben voll zu verpflichten. 

Die Gemeinschaft sollte deshalb regelmäßige glo-
bale Hilfeleistungen gewährleisten können und in 
der Lage sein, sich in geeigneten Fällen gegenüber 
Entwicklungsländern zur Lieferung von Mindest-
mengen an Erzeugnissen im Rahmen spezifischer 
Mehrjahresprogramme sowie gegenüber internatio-
nalen Organisationen zu verpflichten, wobei diese 
mehrjährigen Verpflichtungen jedoch einen ange-
messenen Teil des Hilfevolumens nicht übersteigen 
sollten. 

Im Hinblick auf eine bessere Verwaltung der Nah-
rungsmittelhilfe, die den Interessen und den Be-
dürfnissen der Empfängerländer besser entspricht, 
empfiehlt es sich, die Beschlußfassungs- und Durch-
führungsverfahren zu verbessern. 

Um die Durchführung einiger der geplanten Vor-
schriften zu erleichtern, ist eine enge Zusammenar-
beit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom-
mission im Rahmen eines Ausschusses für Nah-
rungsmittelhilfe vorzusehen. 

In dem Vertrag sind entsprechende besondere Be-
fugnisse nicht vorgesehen. 

1) .. 

2) ...  

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL 1 

Ziele und allgemeine Leitlinien für die 
Nahrungsmittelhilfe 

Artikel 1 

Im Rahmen ihrer Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsländern führt die Gemeinschaft Nah-
rungsmittelhilfemaßnahmen durch. 

Artikel 2 

1. Die Nahrungsmittelhilfemaßnahmen nach Arti-
kel 1 haben insbesondere zum Ziel, 

— das Ernährungsniveau der begünstigten Be-
völkerung zu heben, 

— in Notsituationen einzugreifen, 

— zur ausgewogenen wirtschaftlichen und sozia-
len Entwicklung der Empfängerländer beizu-
tragen. 

2. Die im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe gelie-
ferten Erzeugnisse müssen möglichst weitge-
hend den Ernährungsgewohnheiten der begün-
stigten Bevölkerung entsprechen. 

3. Die Gewährung der Nahrungsmittelhilfe stützt 
sich in erster Linie auf eine objektive Einschät-
zung des tatsächlichen Bedarfs, der diese Hilfe 
rechtfertigt. Zu diesem Zweck werden insbeson-
dere nachstehende drei Kriterien berücksichtigt, 
ohne daß andere relevante Überlegungen ausge-
schlossen werden: 

— der grundlegende Nahrungsmittelbedarf, 

— das Pro-Kopf-Einkommen, 

— die Zahlungsbilanzlage. 

4. Die Gewährung der Nahrungsmittelhilfe wird ge-
gebenenfalls von der Durchführung einjähriger 
oder mehrjähriger Entwicklungsvorhaben ab-
hängig gemacht, und zwar vorrangig von Ent-
wicklungsvorhaben zur Steigerung der Nah-
rungsmittelproduktion in den Empfängerlän-
dern. Diese Komplementarität kann durch die 
Verwendung der Gegenwertmittel gewährleistet 
werden, wenn die als Hilfe der Gemeinschaft ge-
lieferten Erzeugnisse zum Verkauf bestimmt 
sind. Wird die Nahrungsmittelhilfe zur Unterstüt-
zung eines sich über mehrere Jahre erstrecken- 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — Na 66/86 — vom 
20. August 1986. 
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den Entwicklungsprogramms eingesetzt, so kann 
sie in Form mehrjähriger mit diesem Programm 
verbundener Lieferungen durchgeführt werden. 

5. Ziel der Nahrungsmittelhilfe ist es, den dringen-
den Nahrungsmittelbedarf zu decken. Um die Er-
nährungssicherheit in den Entwicklungsländern 
zu verbessern und die Deckung ihres Bedarfs zu 
sichern, kann die Nahrungsmittelhilfe jedoch 
von Fall zu Fall zur Bildung von Getreidevorrä-
ten unter der Bedingung gewährt werden, daß 
eine solche Hilfe nur einen geringen Prozentsatz 
des Gemeinschaftsschemas ausmacht und dem 
Bedarf für den unmittelbaren Verbrauch der Vor-
rang eingeräumt wird. 

Artikel 3 

Die Erzeugnisse werden auf dem Markt der Ge-
meinschaft bereitgestellt. Die als Nahrungsmittel-
hilfe gelieferten Erzeugnisse können jedoch in ei-
nem Entwicklungsland gekauft werden, das mög-
lichst zur gleichen geographischen Region wie das 
Empfängerland gehört, wenn: 

— die Erzeugnisse auf dem Markt der Gemein-
schaft nicht verfügbar sind; 

— ein Dringlichkeitsfall im Sinne von Artikel 6 
Abs. 2 vorliegt, sofern durch derartige Käufe die 
Hilfe rascher zum Bestimmungsort befördert 
werden kann; 

— oder folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

— die Käufe erfolgen im Rahmen der Durch-
führung der Entwicklungspolitik der Ge-
meinschaft, vor allem zur Förderung der 
Nahrungsmittelselbstversorgung der Ent-
wicklungsländer; 

— die Erzeugnisse sind in einem Entwicklungs-
land in der gleichen geographischen Region 
effektiv verfügbar; 

— es besteht keine Gefahr einer Störung der 
Märkte der Lieferländer durch die Käufe; 

— global bleiben die Käufe so gering, daß der 
Grundsatz der Bereitstellung auf dem Markt 
der Gemeinschaft nicht in Frage gestellt ist. 

 TITEL II 

Verfahren zur Durchführung der Nahrungsmittel

-
hilfemaßnahmen 

Artikel 4 

1. Auf dem Gebiet der Nahrungsmittelhilfe werden 
vom Rat 

— die im Nahrungsmittelhilfeübereinkommen 
vorgesehene Hilfe in Form von Getreide auf 
gemeinschaftliche und einzelstaatliche Maß-
nahmen aufgeteilt; 

— die einzelstaatlichen Maßnahmen der im 
Nahrungsmittelhilfeübereinkommen vorgese

-

henen Hilfe in Form von Getreide unter den 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; 

— die Länder und Organisationen bestimmt, die 
für ein Jahr oder mehrere Jahre für Nah-
rungsmittelhilfemaßnahmen in Frage kom-
men; 

— die allgemeinen Kriterien für die Übernahme 
der Beförderungskosten der Nahrungsmittel-
hilfe über das fob-Stadium hinaus festgelegt. 

2. Zu diesem Zweck entscheidet der Rat auf Vor-
schlag der Kommission nach Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments in Ausübung der Be-
fugnisse des ersten, dritten und vierten Anstrichs 
von Absatz 1 mit qualifizierter Mehrheit und in 
Ausübung der Befugnisse des zweiten Anstrichs 
von Absatz 1 einstimmig. 

Artikel 5 

1. Von der Kommission werden nach den Verfah-
ren des Artikels 8 Abs. 1 

— die Liste der Erzeugnisse festgelegt, die als 
Nahrungsmittelhilfe bereitgestellt werden 
können; 

— die Modalitäten für die Bereitstellung der Er-
zeugnisse festgelegt; 

— die obere Grenze für Käufe gemäß Artikel 3 
dritter Anstrich unter Berücksichtigung der 
Lage auf den Gemeinschaftsmärkten be-
stimmt. 

2. Nach dem Verfahren des Artikels 8 Abs. 2 wer-
den von der Kommission 

— die Mengen, die im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel bereitgestellt werden können 
auf die einzelnen Empfängerländer ausge-
teilt; 

— während der Durchführung der Programme 
die Verwendungszwecke nötigenfalls insbe-
sondere nach Maßgabe der Aufnahmefähig-
keit der Empfängerländer geändert. 

Artikel 6 

In Anwendung der in Artikel 4 genannten Rats-
beschlüsse und der gemäß Artikel 5 gefaßten Be-
schlüsse beschließt die Kommission 

a) die Soforthilfemaßnahmen zugunsten von Län-
dern, Flüchtlingsgruppen oder anderen gefähr-
deten Bevölkerungsgruppen, die sich infolge von 
Naturkatastrophen in unvorhergesehenen ern-
sten Schwierigkeiten befinden, und unterrichtet 
die Mitgliedstaaten hiervon; 

b) nach fernschriftlicher Konsultation der Mitglied-
staaten, denen sie für etwaige Einwände eine 
Frist von 48 Stunden einräumt, Soforthilfemaß-
nahmen zugunsten von Ländern, Flüchtlings-
gruppen oder anderen gefährdeten Bevölke-
rungsgruppen, die sich aufgrund außergewöhnli-
cher Umstände, die Naturkatastrophen ver- 
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gleichbar sind, in unvorhergesehenen ernsten 
Schwierigkeiten befinden; 

c) die Bedingungen für die Lieferung der Hilfe, ins-
besondere: 

— die gegenüber den Empfängern anwendbaren 
allgemeinen Bedingungen, 

— die Eröffnung der Verfahren zur Beschaffung 
und zur Lieferung der Erzeugnisse sowie der 
Abschluß der betreffenden Verträge. 

Im Sinne der Buchstaben a) und b) ist unter „So-
forthilfe" eine Maßnahme zu verstehen, mit der ei-
ner unvorgesehenen außergewöhnlichen Situation 
begegnet werden soll, die durch eine das Leben 
oder die Gesundheit der Bevölkerung ernstlich ge-
fährdende Hungersnot oder die unmittelbare Ge-
fahr einer Hungersnot in einem Land, das den Nah-
rungsmittelmangel mit eigenen Mitteln und aus ei-
genen Ressourcen nicht beheben kann, gekenn-
zeichnet ist. 

Der Umfang der Hilfe, deren Lieferung in jedem 
Einzelfall beschlossen wird, beschränkt sich auf die 
Mengen, die für die betroffene Bevölkerung zur 
Überwindung der Situation während eines Zeit-
raums von nicht mehr als drei Monaten notwendig 
sind. 

Artikel 7 

1. Es wird ein Ausschuß für Nahrungsmittelhilfe, 
nachstehend „Ausschuß" genannt, eingesetzt, in 
dem ein Vertreter der Kommission den Vorsitz 
führt, und der sich aus Vertretern der Mitglied-
staaten zusammensetzt. Die Sekretariatsge-
schäfte des Ausschusses werden von der Kom-
mission wahrgenommen. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 8 

1. Wird auf das in diesem Absatz festgelegte Ver-
fahren Bezug genommen, so wird der Ausschuß 
von seinem Vorsitzenden mit einem Entwurf der 
zu treffenden Maßnahmen befaßt. Der Ausschuß 
gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf in-
nerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende nach 
Maßgabe der Dringlichkeit der zu prüfenden Fra-
gen festsetzen kann. Die Stellungnahme kommt 
mit der in Artikel 148 Abs. 2 des Vertrags vorge-
sehenen Mehrheit zustande, wenn die Be-
schlüsse vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
zu fassen sind. Bei Abstimmungen im Ausschuß 
werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied-
staaten entsprechend dem oben genannten Arti-
kel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab-
stimmung nicht teil. 

Die Kommission faßt Beschlüsse, die unmittelbar 
anwendbar sind. Entsprechen sie jedoch nicht 
der Stellungnahme des Ausschusses, so werden 
sie von der Kommission unverzüglich dem Rat 
mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kommission 
die Anwendung der von ihr gefaßten Beschlüsse 
um höchstens zwei Monate, vom Zeitpunkt die-
ser Mitteilung an gerechnet, aussetzen. Der Rat 

kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten einen anderen Beschluß 
fassen. 

2. Wird auf das in diesem Absatz festgelegte Ver-
fahren Bezug genommen, so berät der Ausschuß 
über die von der Kommission gestellten Anträge 
auf Stellungnahme. In ihrem Antrag auf Stel-
lungnahme des Ausschusses kann die Kommis-
sion eine Frist für die Abgabe der Stellungnahme 
setzen. An die Beratungen des Ausschusses 
schließt sich keine Abstimmung an. Jedes Mit-
glied des Ausschusses kann jedoch verlangen, 
daß seine Meinung in das Protokoll aufgenom-
men wird. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten beschließen ihre nationalen 
Nahrungsmittelhilfeprogramme und teilen sie der 
Kommission mit. Die Koordinierung der gemein-
schaftlichen und einzelstaatlichen Nahrungsmittel-
hilfemaßnahmen auf der Ebene der Beschlußfas-
sung wie auch der Durchführung wird im Ausschuß 
regelmäßig geprüft. Bei dieser Prüfung, die auf An-
trag des Vorsitzenden des Ausschusses oder eines 
Vertreters eines Mitgliedstaates erfolgt, werden die 
bekannten Aktionen anderer Geber ebenfalls be-
rücksichtigt. 

Artikel 10 

Der Ausschuß kann jede andere Frage im Zusam-
menhang mit der Nahrungsmittelhilfe prüfen, die 
der Vorsitzende von sich aus oder auf Ersuchen 
eines Vertreters eines Mitgliedstaates zur Sprache 
bringt. 

Artikel 11 

Das Europäische Parlament wird über die Ver-
waltung der Nahrungsmittelhilfe durch Mitteilung 
der in den Artikeln 4, 5 und 6 genannten Beschlüsse 
unmittelbar nach ihrer Verabschiedung sowie 
durch jährliche Übermittlung von Berichten über 
den Stand der Durchführung der verschiedenen 
Aktionen für die einzelnen Haushaltsjahre unter-
richtet. 

Die in den Artikeln 5 und 6 genannten Beschlüsse 
und die in Absatz 1 genannten Berichte werden 
gleichzeitig dem Rat mitgeteilt. 

Artikel 12 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 des Rates 
wird aufgehoben. 

Artikel 13 

Diese Verordnung tritt am 3. Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 
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Begründung 

Die Kommission hat beschlossen, die Verwaltung 
der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft einer 
globalen Prüfung zu unterziehen. In letzter Zeit ist 
an dieser Verwaltung häufig Kritik geübt worden, 
die nicht übersehen werden darf, denn die Nah-
rungsmittelhilfe ist ein immer wichtigeres Instru-
ment der Entwicklungshilfepolitik der Gemein-
schaft geworden. Daraus erklärt sich die Bedeu-
tung, die die Entwicklungsländer ihr auch dann bei-
messen, wenn keine ausgesprochene Notlage be-
steht. 

In diesem Zusammenhang ist die effiziente Verwal-
tung häufig eine Voraussetzung für den Erfolg der 
Entwicklungspolitik, in die sich die Nahrungsmit-
telhilfe einfügen muß. Außerdem beeinflußt die 
Qualität der Verwaltung der Nahrungsmittelhilfe 
das Ansehen der Gemeinschaft in den Entwick-
lungsländern und in der europäischen Öffentlich-
keit. Eine wirksame Verwaltung erfordert rationelle 
und transparente Durchführungsverfahren, eine 
klare Aufteilung und eine gewisse Konzentration 
der Verantwortlichkeiten. 

Nach gründlicher Prüfung der gegenwärtigen Lage 
gelangt die Kommission zu der Auffassung, daß das 
derzeitige Verwaltungssystem das, auf der 1982 in 
Kraft getretenen Verordnung basiert, diese Voraus-
setzungen nicht vollständig erfüllt. Sie hält es für 
unerläßlich, die Bestimmungen der Rahmenverord-
nung auf der Grundlage der bisherigen Erfahrun-
gen unter drei Gesichtspunkten zu revidieren: 

— bessere Integration der Nahrungsmittelhilfe in 
die Entwicklungshilfepolitik; 

— Beseitigung gewisser Unklarheiten im gelten-
den Text, die regelmäßig zu Problemen und 
Konflikten zwischen den Organen der Gemein-
schaft führen; 

— Vermeidung einer Zersplitterung und folglich ei-
ner Verwässerung der Verantwortlichkeiten für 
die Verwaltung der Hilfe durch Stärkung der 
Befugnisse der Kommission für die Durchfüh-
rung im Geiste der europäischen Akte, die im 
Dezember 1985 vom Europäischen Rat ange-
nommen wurde. 

1. Um eine bessere Integration der Nahrungsmit-
telhilfe in die Entwicklungshilfepolitik der Ge-
meinschaft zu fördern, hat der Rat in seiner Ent-
schließung vom November 1983 bereits die Be-
deutung von Dreiecksgeschäften betont, die den 
Kauf von Nahrungsmitteln in Entwicklungslän-
dern ermöglichen. Derartige Geschäfte müssen 
seines Erachtens gefördert werden. 

Die geltende Rahmenverordnung sieht die Mög-
lichkeit von Dreiecksgeschäften jedoch nur bei 
Dringlichkeit oder Nichtverfügbarkeit der vorge-
sehenen Erzeugnisse auf dem Markt der Ge-
meinschaft vor. 

Konkrete Erfahrungen haben gezeigt, daß diese 
Beschränkungen die Effizienz der Verwaltung 
der Hilfe beträchtlich verringern oder zu einem 
Mißbrauch des Begriffs der Dringlichkeit füh-
ren. 

Aus diesen Gründen schlägt die Kommission 
vor: 
— die Möglichkeit für Dreiecksgeschäfte in 

Dringlichkeitsfällen zu präzisieren, 

— zusätzlich die Möglichkeit vorzusehen, Drei-
ecksgeschäfte unter bestimmten Vorausset-
zungen vorzunehmen. Wesentliche Voraus-
setzung für die Inanspruchnahme dieser 
neuen Möglichkeit ist jedoch, daß eine ge-
wisse Grenze nicht überschritten wird, so 
daß das Grundprinzip, daß die als Nahrungs-
mittelhilfe vorgesehenen Erzeugnisse auf 
dem Markt der Gemeinschaft bereitgestellt 
werden, nicht in Frage gestellt wird. 

2. In bezug auf die Aufteilung der Beschlußfas-
sungskompetenzen auf die einzelnen Organe er-
gibt sich aus den im neuen Entwurf vorgeschla-
genen Änderungen eine klare Unterscheidung 
zwischen: 

— der vertraglichen Hilfe, deren Mengen vom 
Rat aufgrund der von der Gemeinschaft und 
ihren Mitgliedstaaten gemäß Artikel 113 des 
EWG-Vertrags übernommenen Verpflichtun-
gen festgelegt werden. Der Rat teilt diese 
Hilfe mit qualifizierter Mehrheit in gemein-
schaftliche und einzelstaatliche Maßnahmen 
auf. Die Aufteilung der einzelstaatlichen 
Maßnahmen unter den Mitgliedstaaten wird 
vom Rat einstimmig beschlossen (Artikel 4); 

— der nichtvertraglichen Hilfe die für jedes Er-
zeugnis verfügbaren Beträge (Wert) werden 
von der Haushaltsbehörde beschlossen. Die 
Kommission leitet aus den Mittelansätzen im 
Haushaltsplan Schätzwerte für die verschie-
denen Arten von Erzeugnissen ab, die bereit-
gestellt werden können, und stützt sich dabei 
auf die geltenden Preise, gegebenenfalls un-
ter Berücksichtigung ihrer voraussichtlichen 
Entwicklung. Diese geschätzten Mengen, die 
zu den im Rahmen der vertraglichen Hilfe 
bereitstellbaren Mengen hinzukommen, wer-
den sodann von der Kommission auf die ver-
schiedenen Begünstigten aufgeteilt. Im Falle 
von Preisänderungen vor Abwicklung der 
Hilfe werden die für die nichtvertragliche 
Hilfe vorgesehenen geschätzten Mengen von 
der Kommission so angepaßt, daß die Nah-
rungsmittelhilfemaßnahmen die verfügbaren 
Haushaltsmittel nicht überschreiten. 

3. Die in Artikel 5 vorgesehenen Beschlüsse zur 
Verwaltung der Hilfe werden gegenwärtig von 
der Kommission nach Anhörung des Ausschus-
ses für Nahrungsmittelhilfe gefaßt. 
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Der Ausschuß funktioniert wie ein Verwaltungs-
ausschuß für landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
wobei erschwerend hinzukommt, daß das Fehlen 
einer Stellungnahme als ablehnende Stellung-
nahme gilt und die Kommission gezwungen ist, 
die Anwendung ihrer Beschlüsse auf zuschie-
ben.  

Die Kommission vertritt ihrerseits die Auffas-
sung, daß ihre Beschlüsse über die Aufteilung 
der Hilfe auf die Empfänger (deren Liste vom 
Rat festgelegt wird) voll und ganz in ihre Befug-
nisse zur Ausführung des Haushaltsplans fallen 
und die Einschaltung eines Verwaltungsaus-
schusses nicht erfordern. Es wird folglich vorge-
schlagen, daß der Ausschuß für Nahrungsmittel-
hilfe in diesem Fall als Verwaltungsausschuß tä-
tig wird. 

Dagegen berät der Ausschuß nach dem Verfah-
ren für Verwaltungsausschüsse, wenn es um die 
Annahme der Modalitäten für die Durchführung 
der Hilfe geht, d. h. wenn die Kommission be-
schließt, 

a) die vollständige Liste der als Hilfe in Be-
tracht kommenden Erzeugnisse festzulegen; 

b) die obere Grenze für Dreiecksgeschäfte fest-
zulegen; 

c) die Modalitäten für die Bereitstellung der Er-
zeugnisse auf dem Markt der Gemeinschaft 
und auf dritten Märkten zu bestimmen. 

4. In dem gleichen Bemühen um Steigerung der 
Effizienz ist es nach Ansicht der Kommission 
erforderlich, die Bestimmungen über die Bereit-
stellung der Erzeugnisse zu ändern. Die gel-
tende Rahmenverordnung sieht vor, daß die „Er-
zeugnisse gemäß den im Rahmen der gemeinsa-

men Marktorganisation vorgesehenen Vor-
schriften und Verfahren bereitgestellt werden". 
Für nicht unter eine gemeinsame Marktorgani-
sation fallende Erzeugnisse wie auch für Er-
zeugnisse, die in Entwicklungsländern gekauft 
werden, ist keine Regelung vorgesehen. Unab-
hängig von den Lücken in der geltenden Rege-
lung führt das damit geschaffene Verwaltungs-
system zu einer sehr weitgehenden Zersplitte-
rung der Verantwortlichkeiten auf die Dienst-
stellen der Kommission und die Interventions-
stellen der Mitgliedstaaten. 

Die Kommission, die politisch und finanziell die 
Verantwortung für die Durchführung der Hilfe 
trägt, verfügt somit über keinerlei wirksames 
Druckmittel auf die Lieferanten. Im übrigen be-
steht zwischen ihr und den Lieferanten keine 
direkte rechtliche Beziehung. 

Die Verfahren, nach denen die Interventionsstel-
len im Namen der Gemeinschaft tätig werden 
können, sind kompliziert und für die einzelnen 
Erzeugnisse unterschiedlich. 

Nach Ansicht der Kommission müßten sie durch 
eine Bereitstellungsverordnung ersetzt werden, 
die die Verwaltungsautonomie für die Nah-
rungsmittelhilfe gegenüber der Verwaltung der 
gemeinsamen Agrarpolitik gewährleistet. Die 
Verordnung würde für alle Erzeugnisse gelten 
und der Kommission erlauben, die gesamte ad-
ministrative Verantwortung für die Durchfüh-
rung der Nahrungsmittelhilfemaßnahmen zu 
übernehmen. 

Unter Bezugnahme auf die vorstehenden Erwä-
gungen bittet die Kommission den Rat, den 
nachstehenden Verordnungsvorschlag anzuneh-
men. 
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Bericht der Abgeordneten Brück und Dr. Pohlmeier 

1. Beratungsgang 

Der Präsident des Deutschen Bundestages über-
wies die Vorlage mit der Sammelübersicht auf 
Drucksache 10/6001 (Nr. 2.3) an den Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zur federführen-
den sowie an den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten und den Haushaltsausschuß 
zur Mitberatung. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten beschloß am 15. Oktober 1986 einmütig, 
„dem federführenden Ausschuß zu empfehlen, die 
Bundesregierung zu ersuchen, den Kommissions-
vorschlag bei den Beratungen in Brüssel in dieser 
Form abzulehnen und darauf hinzuwirken, daß die 
Kompetenzen der EG-Kommission in diesem Be-
reich nicht erweitert werden". 

Der Haushaltsausschuß stimmte in seiner Sitzung 
am 15. Oktober 1986 dem von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vorgelegten Verord-
nungsvorschlag zu. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
beriet die Unterrichung am 22. Oktober 1986. 

2. Zur Vorlage 

Der Europäische Rat für Entwicklungszusammen-
arbeit forderte am 17. April 1986 die Kommission 
der EG formell auf, bis Ende Juli 1986 einen Verord-
nungsentwurf zur Änderung der Rahmenverord-
nung über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -ver-
waltung mit der Zielsetzung vorzulegen, die ent-
wicklungspolitische Wirksamkeit der Nahrungsmit-
telhilfe zu erhöhen. Die zu ändernde Verordnung 
aus dem Jahre 1982 enthält die Rahmenvorschrif-
ten für die Nahrungsmittelhilfe der EG. 

Die Kommission der EG unterbreitete daraufhin 
den vorliegenden Vorschlag einer Verordnung, 
durch die die Rahmenverordnung über die Nah-
rungsmittelhilfepolitik und -verwaltung aus 1982 er-
setzt werden soll. 

Mit dem neuen Verordnungsentwurf soll eine Los-
lösung der Nahrungsmittelhilfepolitik von der ge-
meinsamen Agrarpolitik erreicht werden. Zu die-
sem Zweck wird die Bezugnahme auf Artikel 43 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und auf die gemeinsamen 
Marktorganisationen gestrichen. 

Die vorgeschlagenen Änderungen konzentrieren 
sich im übrigen im wesentlichen auf zwei Bereiche, 
die nicht völlig voneinander zu trennen sind: 

— Inhaltlich soll eine Erhöhung der entwicklungs-
politischen Wirksamkeit der Nahrungsmittel- 

hilfe erreicht werden. Dies soll einmal durch die 
Unterstützung mehrjähriger Entwicklungspro-
gramme zur Steigerung der lokalen Nahrungs-
mittelproduktion durch mehrjährige Nahrungs-
mittelhilfe-Lieferungen geschehen, wenn dies 
sinnvoll erscheint. Zum anderen ist vorgesehen, 
exportierbare Nahrungsmittelüberschüsse in 
Entwicklungsländern stärker für Nahrungsmit-
telhilfe-Lieferungen zu nutzen und Dreiecksge-
schäfte über die Fälle der Soforthilfe und der 
Nichtverfügbarkeit der Produkte auf dem Ge-
meinschaftsmarkt hinaus auszudehnen. 

— Administrativ geht es vor allem um die Erhö-
hung der Effizienz in der Nahrungsmittelhilfe-
verwaltung durch eine Stärkung der Befugnisse 
der Kommission. Dies soll im einzelnen in einer 
neuen Bereitstellungsverordnung geregelt wer-
den (siehe Artikel 5 des Verordnungsentwurfs). 
Der Text dieser Bereitstellungsverordnung liegt 
noch nicht vor, da die Kommission die Auffas-
sung vertritt, daß zunächst die politischen Richt-
linien, die in dem vorgelegten Entwurf einer 
Rahmenverordnung enthalten sind, festgelegt 
werden müssen. Für die neue Bereitstellungs-
verordnung sind u. a. folgende Regelungen vor-
gesehen: Die gegenwärtige Zersplitterung der 
Verantwortlichkeit auf Dienststellen der Kom-
mission und Interventionsstellen der Mitglied-
staaten soll beseitigt werden. Die Nahrungsmit-
telhilfe soll gegenüber der Verwaltung der ge-
meinsamen Agrarpolitik eine Verwaltungsauto-
nomie erhalten. Die Kompetenzen der Kommis-
sion gegenüber dem Rat und dem Nahrungsmit-
telhilfe-Ausschuß sollen entsprechend den For-
derungen des Europäischen Parlaments ver-
stärkt werden; der Rat soll vor allem nicht mehr 
die jährlichen Globalmengen der Nahrungsmit-
telhilfe festlegen, und der Nahrungsmittelhilfe-
Ausschuß soll nur noch beratende Funktion bei 
der Aufteilung der Nahrungsmittelhilfe auf die 
begünstigten Empfängerländer haben. 

Der vorliegende Verordnungsentwurf wird in den 
zuständigen Gremien der EG noch diskutiert; ab-
schließende Ergebnisse liegen noch nicht vor. Die 
wesentlichen Diskussionsergebnisse lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 

— Verständigung wurde darüber erzielt, daß Nah-
rungsmittelhilfe zur Unterstützung mehrjähri-
ger Entwicklungsprogramme eingesetzt werden 
kann und daß die Möglichkeiten, Nahrungsmit-
tel in Entwicklungsländern aufzukaufen, ausge-
dehnt werden sollen. Bezüglich der Einzelheiten 
gibt es jedoch Meinungsverschiedenheiten. 

— Die administrativen Änderungsvorschläge sind 
sehr umstritten, da durch sie letztlich die Unab-
hängigkeit der Nahrungsmittelhilfe von der 
Überschußverwaltung festgelegt wird. 
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— Verständigung wurde ferner darüber erzielt, daß 
der Rat dem Europäischen Parlament entgegen-
kommen und auf eine eigenständige Festlegung 
der jährlichen Globalmengen verzichten sollte. 
Es werden jedoch verschiedene Möglichkeiten 
diskutiert, wie sich der Rat trotzdem ein gewis-
ses Mitspracherecht sichern kann. 

— Einigkeit bestand darüber, daß der Nahrungs-
mittelhilfe-Ausschuß wie bisher als Verwal-
tungsausschuß arbeiten soll. 

Innerhalb der Bundesregierung ist nach deren Aus-
kunft bisher noch kein Einvernehmen über den 
Verordnungsentwurf erzielt worden. Die Meinungs-
verschiedenheiten konzentrieren sich besonders 
auf die angestrebte Loslösung der Nahrungsmittel-
hilfe von der Agrarpolitik. 

Der Verordnungsentwurf der Kommission ein-
schließlich mehrerer in der Diskussion erarbeiteter 
Textänderungen soll am 11. November 1986 dem 
Rat für Entwicklungszusammenarbeit zur Bera-
tung und möglicherweise schon zur Beschlußfas-
sung vorgelegt werden. 

3. Zur Beschlußempfehlung 

a) Der Deutsche Bundestag fordert seit langem 
eine stärkere entwicklungspolitische Ausrich-
tung der Nahrungsmittelhilfe, weil, wie inzwi-
schen unstreitig sein dürfte, eine Nahrungsmit-
telhilfe, die nicht nach strengen entwicklungs-
politischen Gesichtspunkten vergeben wird, den 
Entwicklungsländern eher schadet als nutzt. So 
forderte der Deutsche Bundestag die Bundesre-
gierung bereits in seinem Beschluß vom 5. März 
1982 (Drucksache 9/1344) einstimmig auf, das In-
strument der Nahrungsmittelhilfe stärker als 
bisher an entwicklungspolitischen Zielsetzungen 
auszurichten. Der Deutsche Bundestag bestä-
tigte diese Forderung in seinen Beschlüssen vom 
19. Januar 1984 (Drucksache 10/711) und vom 
18. Oktober 1984 (Drucksache 10/1274). 

Der Deutsche Bundestag faßte in der Folgezeit 
mehrere Beschlüsse zu Unterrichtungen der 
Bundesregierung über Nahrungsmittelhilfe-Vor-
lagen der EG, in denen er die Forderung aus dem 
Beschluß vom 5. März 1982 wiederholte und kon-
kretisierte. Es handelt sich um die Beschlüsse 
vom 6. Juni 1984 (Drucksache 10/1411), vom 
29. März 1985 (Drucksache 10/2742) und vom 
23. Januar 1986 (Drucksache 10/4663). 

Eine der dabei immer wieder erhobenen Forde-
rungen war, die für die Hilfsmaßnahmen erfor-
derlichen Nahrungsmittel entgegen der beste-
henden Regelung grundsätzlich in Entwick-
lungsländern und nur ausnahmsweise in der EG 
zu beschaffen. Damit soll in erster Linie eine 
Stärkung der Landwirtschaft der Entwicklungs-
länder erreicht werden, die allgemein als eine 
Grundvoraussetzung für eine gedeihliche Ent-
wicklung der meisten Länder der Dritten Welt 
angesehen wird. Wenn diese Länder Aussicht 
auf regelmäßige Ankäufe ihrer Agrarprodukte 
durch die EG haben, dann stellt dies für sie den 

notwendigen Anreiz für die verstärkte Entwick-
lung der eigenen Landwirtschaft dar. Darüber 
hinaus würde eine solche Regelung es ermögli-
chen, bedürftige Entwicklungsländer mit sol-
chen Nahrungsmitteln aus der jeweiligen Region 
zu versorgen, die den Ernährungsgewohnheiten 
ihrer Bevölkerung entsprechen. 

b) Im Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit bestand bei der Beratung der vorliegenden 
Unterrichtung Einvernehmen darüber, daß die 
vom Deutschen Bundestag seit 1982 verfolgte 
Haltung zur Nahrungsmittelhilfepolitik beibe-
halten werden muß. Die Nahrungsmittelhilfe als 
ein Instrument der Entwicklungszusammenar-
beit mit den Ländern der Dritten Welt kann nur 
dann einen Beitrag zur wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung der Partnerstaaten leisten, 
wenn sie allein nach entwicklungspolitischen 
Gesichtspunkten eingesetzt wird. Eine Nah-
rungsmittelhilfepolitik, die demgegegnüber vor 
allem unter dem Gesichtspunkt einer Verwer-
tung europäischer Agrarüberschüsse betrieben 
wird, schadet dagegen nach allen bisherigen Er-
fahrungen den Entwicklungsländern mehr als 
sie ihnen nützt. 
Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit begrüßte deshalb in grundsätzlicher Über-
einstimmung mit dem Haushaltsausschuß den 
vorgelegten Verordnungsentwurf als einen wich-
tigen Schritt auf dem Weg, die Nahrungsmittel-
hilfe entwicklungspolitisch sinnvoller zu gestal-
ten. Er hielt die vorgeschlagenen Regelungen je-
doch im einzelnen für nicht ausreichend, um die 
Forderungen des Deutschen Bundestages zu er-
füllen. 

Besonders bei der Beschaffung der Nahrungs-
mittel für Hilfsmaßnahmen soll es — trotz eini-
ger Verbesserungen — letztlich dabei bleiben, 
daß diese Nahrungsmittel grundsätzlich auf dem 
Agrarmarkt der EG beschafft werden und nur 
ausnahmsweise in Entwicklungsländern. Dies 
widerspricht, wie gesagt, entwicklungspoliti-
schen Einsichten und birgt die Gefahr in sich, 
daß die Nahrungsmittelhilfe in der Praxis wei-
terhin weitgehend als Instrument zum Abbau 
europäischer Agrarüberschüsse genutzt wird. 

Der Ausschuß hielt es deshalb für notwendig, 
daß die Bundesregierung erneut aufgefordert 
wird, dafür einzutreten, daß die im Rahmen der 
Nahrungsmittelhilfe erforderlichen Nahrungs-
mittel grundsätzlich in Entwicklungsländern 
und nur ausnahmsweise auf dem Markt der Ge-
meinschaft beschafft werden. Wegen der ent-
scheidenden Bedeutung dieses Punktes für die 
Umgestaltung der Nahrungsmittelhilfe zu einem 
sinnvollen und wirksamen Instrument der Ent-
wicklungspolitik soll die Bundesregierung ferner 
aufgefordert werden, einer neuen Verordnung 
des Rates über die Nahrungsmittelhilfepolitik 
und -verwaltung nur dann zuzustimmen, wenn 
sie eine solche Neuregelung enthält. 

Aus den genannten Erwägungen heraus konnte 
sich der Ausschuß für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit der Empfehlung des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten nicht 
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anschließen, sich gegen eine Erweiterung der 
Kompetenz der EG-Kommission in diesem Be-
reich auszusprechen. Denn dies würde bedeuten, 
daß die Nahrungsmittelhilfepolitik weiterhin mit 
der gemeinsamen Agrarpolitik verbunden bleibt 
und damit letztlich weiterhin weitgehend als In-

strument der europäischen Agrarpolitik benutzt 
wird. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit verabschiedete die Beschlußempfehlung an 
den Deutschen Bundestag einstimmig. 

Bonn, den 22. Oktober 1986 

Brück 	Dr. Pohlmeier 

Berichterstatter 






